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+++bffk  fordert:  Informationsfreiheitsgesetz  (IFG)verteidigen++

+Abschaffung des IFG schwächt Freiheitsrechte und Demokratie+++IFG

sichert Wirksamkeit der 4. Gewalt+++

Der  Bundesverband für  freie  Kammern e.V.  (bffk)  appelliert  an  CDU und SPD,  die  Pläne zur

Abschaffung oder Einschränkung des Informationsfreiheitsgesetzes fallen zu lassen. 

Die   Bestrebungen  in  den  laufenden  Koalitionsverhandlungen,  das  Informationsfreiheitsgesetz

abzuschaffen,  lehnt  der  bffk  als  Angriff  auf  eine  grundlegende  Säule  unserer  Demokratie

entschieden ab.

Die  Abschaffung  des  Informationsfreiheitsgesetzes  wäre  ein  gravierender  Rückschritt  für  die

Demokratie und die Grundrechte in Deutschland. Transparenz ist ein essentielles Prinzip, das das

Vertrauen der Bürger in staatliche Institutionen stärkt. Der Zugang zu Informationen ermöglicht es

der  Zivilgesellschaft,  politische  Entscheidungen  nachzuvollziehen  und  kritisch  zu  hinterfragen.

Anstelle  von  Transparenz  und  Glaubwürdigkeit  würde  eine  Abschaffung  des  Gesetzes  die

Bürgerrechte  einschränken,  die  demokratische  Mitwirkung  behindern  und  die  Kontrolle  über

staatliches Handeln erschweren.

Auch im Zusammenhang mit den Recherchen und den Rechercheergebnissen zu den jährlichen

Kammerberichten,  die  der  bffk  seit  2012  herausgibt,  wird  deutlich  wie  wichtig

Informationsfreiheitsgesetze zur wirksamen Kontrolle von Politik und Verwaltung für eine lebendige

Demokratie sind. In Zeiten, in denen Angriffe auf Transparenz, Meinungsfreiheit und Demokratie

zunehmen, wäre eine solche Abschaffung ein völlig falsches Signal.

Statt  einer Abschaffung oder  Einschränkung der  Informationsfreiheitsrechte fordert  der bffk  die

Bewahrung und Weiterentwicklung des Informationsfreiheitsgesetzes auf der Bundesebene, um
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eine offene und demokratische Gesellschaft zu fördern.

 

Hintergrund

Der  bffk  setzt  sich  für  die  Abschaffung  der  Zwangsmitgliedschaften  in  den  Kammern  ein.

Gleichzeitig beobachtet der bffk kritisch alle operativen Aktivitäten der Kammern – insbesondere

die Wirtschaftsführung und die Öffentlichkeitsarbeit.

Seit dem Jahr 2012 veröffentlicht der bffk jährlich seine Kammerberichte, in denen insbesondere

zu  den  finanziellen  Verhältnissen  der  über  300  Kammern  in  Deutschland  wesentliche  Daten

zusammengetragen  werden.  Die  veröffentlichten  Daten  basieren  auch  auf  Antworten  auf  IFG-

Anfragen, die der bffk an die Kammern richtet. 
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